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Rede des Oberbürgermeisters der Stadt Leipzig, Burkhard Jung, in der 

54. Sitzung der Ratsversammlung am 25. Februar 2009 

Konjunkturpaket II 

Ich möchte an die letzte Sitzung des Stadtrates erinnern, in der ich zur 

Umsetzung des Konjunkturpaketes II in Sachsen erklärt habe, dass noch 

mehr als hundert Fragen ungeklärt sind und man im Nebel stochert. Die-

ser Nebel lichtet sich langsam. Die Rahmenbedingungen der Umsetzung 

gewinnen mehr und mehr an Kontur. Die Kommunen stehen seit Wochen 

mit dem SSG und dem Freistaat in  

einem intensiven und durchaus konstruktiv-kritischen Dialog. Etwas ver-

wundert war ich über das zähe Gespräch mit dem Freistaat in mancher 

Nachtsitzung bei diesem Thema, denn eigentlich geht es um Schnellig-

keit.  

Das Ziel ist klar. Es geht um zusätzliche Auftragsvergaben mit gewünsch-

ten Beschäftigungseffekten schnellst- und bestmöglich vor Ort. Ich habe 

sechs Bedingungen formuliert, für die ich kämpfen will: erstens durch-

schnittlich 90 % Förderquote, nur 10 % Eigenanteil; zweitens Aufteilung 

der Mittel nach einem nachvollziehbaren gerechteren Verteilungsschlüs-

sel; drittens möglichst weite Fassung der Fördertatbestände; viertens un-

bürokratisches Handeln; fünftens Vereinfachung der Vergaberichtlinien; 

sechstens Klärung des Begriffs "zusätzlich". 

Ich bin sehr froh, dass es gelungen ist, die Aufteilung der Mittel gerecht 

vorzunehmen. Die Verteilung nach der Zahl der Einwohner ist ein vernünf-

tiges Prinzip und für die Stadt Leipzig positiv. Außerdem freue ich mich, 

dass der Freistaat selbst den Vorschlag gemacht habe, 80 % der Mittel 

kommunal zu verankern und lediglich 20 % im Land zu behalten. Dies ist 

für die kommunale Seite ein großer Erfolg.  
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Dem Freistaat stehen insgesamt 597 Millionen € aus dem Konjunkturpa-

ket II zur Verfügung, welche zu 65 % für Bildungsinfrastruktur und zu 

35 % für andere Aufgaben verwendet werden sollen. Schwerpunkte hier-

bei sind energetische Sanierung, Fortbildung, Forschung und Weiterbil-

dung. Darüber hinaus ist die Aufstockung der Bundesmittel, die nur eine 

generelle Förderquote von 70 % ermöglicht hätten, durch den Freistaat in 

einer Größenordnung von insgesamt 32 Millionen € auf 80 % ausdrücklich 

zu würdigen.  

 

Als bestes Ergebnis kann man betrachten, dass kommunale Investitionen 

im Bildungsbereich für zwei Jahre einheitlich mit 80 % gefördert werden. 

Dies gilt für alle Maßnahmen – nicht nur für die des Konjunkturpaketes –, 

die nach dem 27. Januar 2009 einen Förderbescheid bekommen. Sonsti-

ge Infrastrukturmaßnahmen werden zu 50 % gefördert. Wenn der Stadt-

rat heute den Haushalt beschließt, werden also die Aufwendungen für 

Investitionen, für die die Stadt Eigenmittel benötigt, im Rahmen dieser 

Förderprogramme in der konkreten Umsetzung deutlich minimiert. Das 

erlaubt es der Stadt, die so gesparten Eigenmittel als Eigenmittel für das 

Konjunkturprogramm einzusetzen. Insofern kann ich heute erklären, dass 

man von der Ursprungsforderung 90 : 10 gar nicht weit entfernt ist. Die 

Stadt hat Freiräume gewonnen.  

 

Für Leipzig bedeutet das zusätzliche Fördermittel in einer Größenordnung 

von insgesamt 62 Millionen € in den Jahren 2009 und 2010 – 40,4 Millio-

nen € für Bildungsinfrastruktur und 21,7 Millionen € für sonstige Infra-

struktur. Diese Beträge werden durch 20 % Eigenmittel ergänzt. Die Stadt 

Leipzig kann somit in den Jahren 2009 und 2010 jeweils rund 

37 Millionen € zusätzlich investieren.  
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Aktuell liegt eine Verwaltungsvorschrift zur Ausreichung der Gelder an die 

kommunale Ebene in Sachsen vor, die der oben genannten Zielstellung 

zumindest in wesentlichen Teilen Rechnung trägt. Ich sehe noch eine 

Reihe von Nachbesserungsbedarfen. Morgen und übermorgen erfolgt die 

Endabstimmung der Staatsregierung mit dem SSG und dem Landkreis-

tag. Ich habe die Hoffnung, dass es am Freitag eine endgültig verab-

schiedete Verwaltungsvorschrift in Sachsen geben wird, um dann agieren 

zu können.  

 

Ich erläutere das so ausführlich, weil ich in den nächsten Wochen die 

wohlwollende Bereitschaft des Stadtrates brauche, zügig zu einem Stadt-

ratsbeschluss zu kommen. Jetzt will ich noch kurz einige Knackpunkte 

nennen, um dem Stadtrat zu verdeutlichen, welche Schwierigkeiten noch 

zu überwinden sind. 

 

Nach meiner Überzeugung wäre eine Investitionspauschale sicherlich der 

bessere Weg gewesen, weil das Einordnen in die Förderprogramme ein 

komplizierteres Verfahren ist. Die jetzt angedachte Lösung über eine ge-

sonderte Verwaltungsvorschrift und angepasste Fachförderrichtlinien ist 

machbar. Immerhin hat eine offensichtlich zunächst angedachte vollstän-

dige Abwicklung des Konjunkturprogramms II über bestehende Fachför-

derprogramme verhindert werden können, indem nämlich jetzt zwischen 

Maßnahmen bis zu 100.000 € und solchen bis zu 400.000 € unterschie-

den wird. Das bedeutet, dass kleine Maßnahmen nicht über die Fachför-

derrichtlinien laufen müssen. Dies schafft Spielraum für die eine oder an-

dere Maßnahme in Kindertagesstätten oder im energetischen Bereich.  
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Zu begrüßen ist auch die Tatsache, dass die Förderung bei Fachförder-

programmen auf 80 % bzw. 75 % angehoben worden ist. Hinzu kommen 

muss aber noch eine Anhebung des Fördervolumens der Fachförderpro-

gramme, da ansonsten nicht die notwendigen Eigenanteile freigesetzt 

werden können, um zusätzliche Maßnahmen zu finanzieren. Leider ist der 

Freistaat bisher nicht bereit, das Gesamtvolumen der bisherigen Fachför-

derprogramm zu erhöhen. Indem also mehr Mittel des Freistaates in ein-

zelne Maßnahmen gegeben werden, wird die Anzahl der Maßnahmen 

geringer. Der Freistaat verweist dabei darauf, dass die Mittel dieser Fach-

förderprogramme in den letzten Jahren nicht abgerufen worden sind, und 

zieht daraus den Schluss, dass sie nicht nötig seien. Die Erhöhung des 

Volumens der Förderprogramme wäre wünschenswert, allerdings habe 

ich auch Verständnis für die Steuereinnahmesituation des Freistaates. 

Man muss schauen, was das im Einzelnen bedeutet. Nach derzeitigem 

Stand sehe ich für die Maßnahmen, die heute mit dem Haushaltsplan 

beschlossen werden sollen, keine Gefährdung.  

 

Im Hinblick auf die Ausweitung der Fördertatbestände besteht noch Klä-

rungsbedarf, insbesondere bei den Themen Planungsmittel, Grunder-

werbsmittel und Instandhaltungsmittel, insbesondere bei Straßen. Auch 

dabei steckt der Teufel im Detail. Nach der vorliegenden Verwaltungsvor-

schrift ist zwar ein Austausch von Straßenbelägen mit dem Ziel der 

Lärmminderung möglich, zum Beispiel der Austausch von Kopfsteinpflas-

ter gegen sogenannten Flüsterasphalt, nicht aber die nachhaltige Sanie-

rung einer Straße, also der grundhafte Aufbau und Ausbau des Unter-

grundes. Das Gleiche gilt für die Beseitigung von Schlaglöchern infolge 

von Winterschäden. Aber wir wollen doch keine Flickschusterei betreiben, 

sondern eine Straße auch grundhaft sanieren. Dieses Problem ist noch 

nicht geklärt.  
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Ein weiteres Thema sind die Planungsmittel. Nach wie vor ist nicht ge-

klärt, ob investitionsbezogene Planungsmittel förderfähig sind. Es gibt 

erste Hinweise, dass es möglich ist, aber ich will das erst schwarz auf 

weiß sehen. Das würde wirklich helfen. Wenn man nach HOAI in den Pla-

nungsphasen 2, 3, 4 die Förderfähigkeit anerkannt bekommt, würde das 

eine sofortige Entlastung bedeuten.  

 

Leider ist in der Verwaltungsvorschrift bisher auch das Thema Brücken-

bauten noch nicht geklärt.  

 

Die Stadtverwaltung setzt sich nach wie vor dafür ein, dass neben den 

Kommunen auch ihre Betriebe und Unternehmen, Zweckverbände und 

freie Träger Zuwendungsempfänger sein können. Auch das ist noch nicht 

klargestellt.  

 

Die bis dato angedachten vereinfachten Verfahren der Beantragung, Be-

willigung und Abrechnung sind insgesamt sehr positiv zu bewerten. 

Gleichwohl bin ich skeptisch, ob das angedachte schnelle und zügige Be-

arbeiten über die zentrale Einbeziehung der Sächsischen Aufbaubank der 

richtige Weg ist.  

 

Mit Wohlwollen habe ich zur Kenntnis genommen, dass der Freistaat 

spürbare Erleichterungen zur Beschleunigung des Vergabewesens ange-

kündigt hat. Nach einem persönlichen Gespräch mit Staatsminister Jurk 

gehe ich davon aus, dass es nunmehr verabschiedet wird.  
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Hinsichtlich des Begriffs "Zusätzlichkeit" gibt es noch verschiedene Aus-

legungen. Mit der Bundesregierung ist noch nicht endgültig geklärt, ob der 

Zusätzlichkeitsbegriff Sachsens auf der Bundesebene akzeptiert wird. Wir 

müssen versuchen, den Begriff im Hinblick auf die Maßnahmen möglichst 

weit zu definieren. Zusätzlich ausgegeben werden muss das Geld auf 

jeden Fall. Aber schriftlich verfügt man diesbezüglich noch nicht über eine 

wünschenswerte Interpretation. 

 

Im Zusammenhang mit dem Prozedere möchte ich anmerken, dass der 

Freistaat vergessen hat, dass Landräte und Oberbürgermeister nicht al-

lein entscheiden können. Die zunächst angedachte Terminliste ist aus 

kommunaler Sicht nicht praktikabel, somit sind Gremien zu beteiligen. Der 

Freistaat hat angenommen, nach der Ausgabe von Prioritätenlisten kann 

es am 2. März losgehen. Da der Stadtrat jedoch über die Prioritätenlisten 

beschließen muss, konnte ein vierwöchiger Aufschub im Verfahren erwirkt 

werden. Ich gehe davon aus, dass die Verwaltung am 10. März 2009 dem 

Stadtrat Prioritätenlisten in einer Vorlage zum Konjunkturprogramm II vor-

legen kann, und ich bitte eindringlich darum, dass der Stadtrat in einem 

sehr zügigen Verfahren in den Gremien in erster und zweiter Lesung die 

Verwaltung in die Lage versetzen wird, in der Ratsversammlung am 

18. März das Paket auf den Weg zu bringen. Das ist sehr ambitioniert, 

aber das wird der Verwaltung einen großen Zeitgewinn bescheren. Über 

das dabei zu wählende Verfahren werde ich mich mit dem Ältestenrat 

verständigen. Mein Wunsch ist es, miteinander zu vereinbaren, möglichst 

am 18. März oder auf einer außerordentlichen Sitzung der Ratsversamm-

lung einen entsprechenden Beschluss zu fassen, sodass schon im Laufe 

des Monats Mai mit Bewilligungen gerechnet und Aufträge ausgelöst wer-

den können. 
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In den letzten Wochen wurde mit Hochdruck versucht, aus kommunaler 

Sicht das Optimale zu erreichen. Vieles wurde geschafft. Im Lichte der 

gesetzten Fristen bitte ich den Stadtrat um Unterstützung und konstrukti-

ve Auseinandersetzung.  

 

Es gilt das gesprochene Wort 

 

Stadt Leipzig 

Der Oberbürgermeister 

25.02.2009 

 


